
Schaft behandelnd, in seinem 1. Kapitel alle Voraus­
setzungen und Möglichkeiten für die vollständige 
Aufdeckung des dem Rechtsstreit zugrunde liegenden 
Sachverhalts schafft, indem er das Gericht verpflichtet 
und ermächtigt, alle für die Entscheidung wesentlichen 
Umstände zu klären (Art. 5) und Mißbräuche der pro­
zessualen Rechte der Parteien zu unterbinden (Art. 6). 
Die Parteien sind verpflichtet, ihre prozessualen Rechte 
gewissenhaft auszuüben. Wesentlich ist ferner, daß 
Verfahren grundsätzlich nur auf Antrag der daran 
interessierten Partei eingeleitet werden (Art. 2). 
Unterhaltsklagen von Kindern gegen ihre Eltern und 
Vaterschaftsfeststellungsklagen können vom Gericht 
auch von Amts wegen eingeleitet werden. In solchen 
Sachen sind auch die Ämter zum Schutz von Mutter 
und Kind, die Vormundschaftsbehörden, die Gewerk­
schaft und der Staatsanwalt klageberechtigt. Letzterer 
ist zur Klageerhebung verpflichtet, wenn ihm die Nicht­
zahlung von Alimenten angezeigt wird oder er von ihr 
auf sonstige Weise erfährt (Art. 2 a). Der Staatsanwalt 
hat überdies in allen Sachen ein selbständiges Klage­
recht und kann jedem Rechtsstreit in jeder Verfahrens­
lage bedtreten, wenn dies nach seiner Ansicht im 
Interesse des Staates oder der werktätigen Massen er­
forderlich ist (Art. 2), und er ist verpflichtet, am Ver­
fahren teilzunehmen, wenn dies vom Gericht für er­
forderlich gehalten wird (Art. 12).

Für die Grundlagen der Zivilprozeßgesetzgebung ist 
vorgesehen, iim Allgemeinen Teil vor allem die Auf­
gaben der Gerichtsorgane im Zivilprozeß festzulegen. 
In den Grundlagen des Strafverfahrens ist dies in 
Anlehnung ani die Festlegung der Ziele der Recht­
sprechung und die Aufgaben des Gerichts durch die 
Grundlagen der Gerichtsverfassungsgesetzgebung be­
reits geschehen.26

Wegen der bei uns erwogenen Einführung einer ge­
richtlichen Vorprüfung mit dem Ziele, neben unzu­
lässigen Klagen auch solche, bei denen 'prinzipielle 
Bedenken gegen die sachliche Berechtigung des An­
spruchs bestehen, von der Verhandlung auszu- 
schließen27, ist der Hinweis von Interesse, daß in den 
Grundlagen des Zivilverfahrens vorgesehen werden 
soll, daß alle Klageverfahren und Beschwerdeverfahren 
gegen Verwaltungsorgane, die nicht auf gütlichem 
Wege abgeschlossen oder z. B. wegen Unzuständigkeit 
der Gerichtsorgane eingestellt werden, durch ein Urteil 
beendet werden, müssen.

Von Bedeutung ist ferner, daß die Stellung des 
Staatsanwalts im Prozeß — gleichgültig, ob er das Ver­
fahren eingeleitet hat oder ihm beigetreten ist — so 
geregelt werden soll, daß er nicht Prozeßpartei wird, 
sondern, als Organ der Obersten Aufsicht über die Ge­
setzlichkeit beteiligt ist.

Auch sollen Organe der staatlichen Verwaltung ande­
ren Prozeßsubjekten nicht gleichgesetzt werden, sondern 
als Verwaltungsorgan zur Wahrnehmung ihrer Funk­
tionen auf dem ihnen übertragenen Gebiet zum Prozeß 
hinzugezogen oder zugelassen werden.

Das dritte Kapitel im 1. Teil der geltenden Zivil­
prozeßordnung regelt die sachliche Zuständigkeit der 
Gerichte in kasuistischer Weise. Es erübrigt sich, diese 
Regelung im einzelnen darzustellen, da für die Neurege­
lung vorgesehen ist, die Verhandlung ausnahmslos aller 
Verfahren, für die die Gerichte zuständig sind, erst­
instanzlich dem Volksgericht zu übertragen. Die über­
geordneten Gerichte sollen — wie jetzt nach Art. 23 das 
Oberste Gericht, das im übrigen auch Verfahren von 
einem Gericht an ein anderes überweisen kann 
(Art. 32) — das Recht haben, von den nachgeordneten 
Gerichten Verfahren an sich zu ziehen und in diesen 
Verfahren als erste Instanz zu verhandeln.

Klagen vor unzuständigen Gerichten werden dem 
Kläger mit einem entsprechenden Beschluß zwecks Ein­
reichung an das zuständige Gericht zurückgegeben 
(Art. 31).

Für die Grundsatzbestimmungen wird es für not­
wendig erachtet, die Zuständigkeit der Gerichte und 
der Arbitrage klar abzugrenzen. Die Zuständigkeit der
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Gerichte soll sich auf die Verhandlung über Streitig­
keiten zwischen Bürgern, zwischen Bürgern und sozia­
listischen Organisationen sowie auf Verfahren be­
schränken, an denen Kollektivwirtschaften beteiligt sind. 
Im übrigen sollen die Gerichte für die Entscheidung 
über Beschwerden gegen Verwaltungsorgane (Wähler­
listeneintragung, rückständige Steuern und Pflichtab­
lieferungen, administrative Geldstrafen, Ablehnung 
eines Wohnungstauschs, Handlungen des Notars — jetzt 
dritter Teil ZPO — später zweiter Teil) und für Sachen 
des nicht streitigen Verfahrens zuständig sein.

Im übrigen wird für die Grundsatzbestimmungen 
eine Erweiterung des allgemeinen Teils dahingehend 
vorgeschlagen, daß in ihm auch die jetzt im zweiten 
Teil stehenden Vorschriften über die Ablehnung von 
Richtern (Art. 104), über die Subjekte des Prozesses 
(jetzt im Gesetz verstreut) und über die gerichtlichen 
Beweise aufgenommen werden sollen. Ähnlich ist be­
reits bei den Grundlagen des Strafverfahrens vorgegan­
gen worden, die in ihren allgemeinen Bestimmungen 
die Regelung der gerichtlichen Beweise (Art. 15—17) 
und der Ablehnung von Richtern, Staatsanwälten und 
anderen Prozeßbeteiligten enthalten.

b) Die Regelung des Streitverfahrens im zweiten Teil 
der ZPO spiegelt im wesentlichen den chronologischen 
Verfahrensablauf wider; Einreichung und Sicherstellung 
der Klage, Verhandlung, Beweise, Urteil, Ausreichung 
der Vollstreckungsbefehle.

Die Klage ist das prozessuale Mittel der Verfahrens­
einleitung und soll dies nach den Grundsatzbestimmun­
gen auch bleiben. In diesen sollen auch die Voraus­
setzungen für die Wahrnehmung des Klagerechts (Ver­
jährung, Verzicht) ihren Niederschlag finden. Zu der 
jetzt nach Art. 2 vorgesehenen Berechtigung des Klägers, 
in jeder Lage des Rechtsstreits den Klagegrund zu 
ändern, seine Ansprüche zu erhöhen oder zu vermin­
dern, soll ihm weiter das Recht eingeräumt werden, 
auch den Gegenstand der Klage zu ändern. Auch soll 
in den Grundsatzbestimmungen dem Gericht in Über­
einstimmung mit der eingebürgerten Praxis das Recht 
gewährt werden, im Rahmen des Rechtsverhältnisses 
aus eigener Initiative Ermittlungen über den von den 
Parteien angegebenen Umfang des Anspruchsgrundes 
hinaus vorzunehmen.

Das geltende Recht enthält im Kapitel über die 
Klage auch die bereits erwähnten und erneut für die 
Grundsatzbestimmungen vorgesehenen Vorschriften 
der Verhandlungsvorbereitung durch den Volksrichter 
als Einzelrichter und eine Bestimmung, nach der un­
vollständige Klagen, die nicht innerhalb einer gericht­
lich gesetzten Frist ergänzt werden, als nicht einge­
reicht gelten (Art. 81).

Die Vorschriften über die Verhandlung des Rechts­
streits zeichnen sich dadurch aus, daß das Ausbleiben 
persönlich geladener Parteien kein Hindernis für die 
Verhandlung und Entscheidung des Rechtsstreits ist. 
Das Gericht kann aber auch bei zweimaligem unbe­
gründetem Nichterscheinen der Parteien die Ein­
stellung des Verfahrens beschließen.

In Unterhalts- und Statussachen ist das Erscheinen 
vor Gericht obligatorisch. Vorführung und Bestrafung 
des Verklagten sind möglich. Wichtig ist weiter die 
Vorschrift, daß nach Beginn der Verhandlung die Bei­
bringung neuer Beweismittel durch die Parteien nur 
möglich ist, wenn das -Gericht die Gründe, die eine 
rechtzeitige Beibringung verhinderten, als triftig aner­
kennt. Eine ähnliche Norm der ZPO der Turkmeni­
schen SSR, die das Gericht berechtigt, die Erklärungen 
der Parteien auf eine bestimmte Zeit zu beschränken, 
wird im Hinblick auf die Grundsatzbestimmungen 
als im sowjetischen Prozeß unzulässig angesehen. Nach 
den Grundsatzbestimmungen sollen die Rechte der 
Parteien in der Verhandlung in keiner Weise einge­
schränkt werden, und es soll eine solche Form der Ver­
handlung festgelegt werden, die es den Parteien er­
möglicht, ihre Rechte voll wahrzunehmen, und das Ge­
richt in die Lage setzt, objektiv wahre, dem Gesetz 
entsprechende und begründete Urteile zu fällen.

Das Kapitel über die Beweise statuiert eine Beweis­
pflicht der Parteien für die Umstände, auf die sie sich 
als Grundlage ihrer Ansprüche und Einwendungen 
berufen, und ermöglicht es dem Gericht, Beweiserhe­
bungen jeder Art von Amts wegen durchzuführen
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